
L aut dem Magazin Focus ist der 
EU-Binnenmarktkommissar 

Michel Barnier soeben dabei, das 
Zypern-Modell, d.h. die Enteig-
nung von Bankguthaben im Falle 
von Bankpleiten, für die ganze EU 
vorzubereiten. Nach all den Tabu-
brüchen und „roten Linien”, die 
man nie habe überschreiten wol-
len, könne man nicht ausschlie-
ßen, daß man bald schon ab einem 
Euro (1,-) haften müsse, und die 
Versprechungen von Merkel und 
Steinbrück vom Oktober 2008 
über die angebliche Staatsgaran-
tie für Einlagen bis zu 100.000 
Euro seien heute Makulatur. Ge-
rüchten zufolge stand das euro-
paweite „Bail-in” schon auf der 
Tagesordnung des jüngsten Tref-
fen der EU-Finanzminister!

Angesichts der „Derivate-
Bombe” von mehreren Billionen 
an ausstehenden Derivatkontrak-
ten und einer angespannteren 
Lage auf den Finanzmärkten als 
vor dem Kollaps von Lehmann 
Brothers ist es nicht verwunder-
lich, daß u.a. die staatliche Bank 
KfW den GAU des Finanzsystems 
durchspielt: den Zusammenbruch 
einer „Too big to fail”-Bank mit an-
schließender globaler Kettenre-
aktion und dem Kollaps der Euro-
zone. In diesem Fall würde selbst 
Gelddrucken in noch größerem 
Umfang, als dies schon jetzt durch 
die Zentralbanken geschieht, nicht 
ausreichen, sondern die Einlagen 
der Konteninhaber und Sparer 
würden eingezogen. Das ist das 
Zypern-Modell, von dem der Chef 
der Euro-Gruppe Dijsselbloem 

gesprochen hatte. Nach der schlei-
chenden Enteignung durch die im-
manente Hyperinfl ation des Bail-
Outs, der Rettungspakete für die 
Banken – schon längst gleichen 
die Zinsen der Banken den Wert-
verlust der Einlagen nicht mehr 
aus –, droht jetzt die off ene Ent-
eignung durch den Bail-In.

Die letzten Stündlein des Euro 
sind gekommen, davon zeugt die 
Tatsache, daß früher so entschie-
dene und politisch gegensätzli-
che Befürworter der Europäischen 
Währungsunion wie die ehema-
ligen Finanzminister der Schrö-
der-Regierung, Oskar Lafontaine, 
und der Thatcher-Regierung, Ni-
gel Lawson, sich nun gleichzeitig 
vom Euro bzw. der EU abwenden, 
ebenso wie die wachsende Euro-
Opposition in praktisch jedem EU-
Mitgliedsstaat. So schreibt z.B. der 
französische Wirtschaftsprofessor 
Jean-Pierre Vesperini in Le Monde, 
daß die sich gegenwärtig abzeich-
nende deutsch-französische Tra-
gödie nur mit der Beendigung des 
Euro beendet werden könne, da 
die Schaff ung des Euro selbst die 
Wurzel dieser Tragödie ausmache.

Es steht außer Zweifel, daß 
die Finanzoligarchie nach erprob-
ter Manier plant, die Theorie Carl 
Schmitts anzuwenden, wonach nur 
derjenige tatsächlich die Macht 
hat, der den Notstand verwaltet. 
Sehr bald schon werden die Drag-
his und Dijsselbloems dieser Welt 
einen Putsch versuchen und dro-
hen: Entweder stimmen die Mit-
gliedstaaten der EU der sofortigen 
Verwirklichung von Fiskal- und 

Bankenunion zu, ebenso wie der 
Vergemeinschaftung der Schul-
den, oder der Euro werde mit 
schrecklichen Konsequenzen aus-
einanderbrechen – in Kombination 
mit der Enteignung der Konto- und 
Spareinlagen, versteht sich.

Der Chef des Europäischen In-
stituts der London School of Eco-
nomics, also der Kaderschmiede 
des Monetarismus der City of Lon-
don schlechthin, Paul de Grauwe, 
argumentiert ebenfalls, daß Eur-
opa jetzt keine andere Wahl mehr 
habe, als entweder Fiskalunion und 
Schuldengemeinschaft durchzu-
setzen oder die (angeblich so) kata-
strophalen Konsequenzen der Auf-
gabe des Euro in Kauf zu nehmen. 
De Grauwe hatte kürzlich in einem 
Artikel in dem Internetblog „Project 
Syndicate” die Unverfrorenheit, die 
geforderte Schuldenvergemein-
schaftung der EU mit der Umwand-
lung der Kriegsschulden aus dem 
amerikanischen Unabhängigkeits-
krieg in ein Kreditsystem durch 
Alexander Hamilton zu vergleichen 
(eine Maßnahme, die seinerzeit 
entscheidend dazu beigetragen 
hat, die USA zu einer vollständigen 
monetären, fi skalischen und politi-
schen Union zu verwandeln).

Aber nichts ist weiter von der 
Wahrheit entfernt, denn das dank 
der EU-Politik mittlerweile zutiefst 
antagonistische Europa unter der 
oligarchischen Knute der Brüsse-
ler Bürokratie und das junge, re-
publikanische Amerika sind so ver-
schieden wie Tag und Nacht. Eine 
europäische Fiskal- und Schulden-
union bedeutet Monetarismus pur, 
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d.h. die so gut wie bedingungslo-
se Aufopferung der Realwirtschaft 
und des Lebensstandards der Men-
schen, wie wir es derzeit mit allen 
Schrecken in Südeuropa erleben, 
während das von Alexander Hamil-
ton geschaffene Kreditsystem der 
Motor für die industrielle Revo-
lution und die damit verbundene 
dramatische Verbesserung der Le-
bensbedingungen in Amerika und 
indirekt auch in Europa, Rußland 
und Japan war.

Was heute in Griechenland, 
Zypern, Italien, Spanien und Portu-
gal geschieht, ist die Schande Eu-
ropas, an der die EU in ihrer jetzi-
gen Form zerbrechen wird – und 
je schneller, desto besser. In Grie-
chenland leben 31 % aller Men-
schen unterhalb der Armuts-
grenze, Ärzte können nicht mehr 
operieren, 2,5 Millionen Menschen 
haben keine Krankenversicherung 
mehr und können sich keinen Arzt-
besuch mehr leisten, auf Krebs-
Operationen muß man mittler-
weise 18 Monate warten, Kinder 
werden nicht mehr geimpft. Die 
Arbeitslosigkeit für Jugendliche 
von 15-24 Jahren liegt bei 64,2%! 
Das heißt, zwei von drei jungen 
Menschen haben keine Arbeit und 
unter dem gegenwärtigen EU-Re-
gime auch keine Zukunft!

Jeremy Warner berichtete im 
Daily Telegraph, aus dem jüngsten 
Monatsbericht des IWF gehe her-
vor, daß Spanien in Wirklichkeit 
längst insolvent ist und die angeb-
liche, als Erfolg verkaufte Redukti-
on des Haushaltsdefizits dadurch 
zustande kam, daß die Summen für 
die letzten Rettungspakete vom 
Vorjahr einfach nicht mitgezählt 
wurden und die Regierung einfach 
auf die Einführung der Bankenuni-
on wartet! Also vor allem die deut-
schen Steuerzahler sollen für die 
verzockten spanischen Pleiteban-
ken zahlen!

Was eine Bankenunion und 
Vergemeinschaftung der Schul-
den bedeuten würde, ist lediglich, 
daß ähnliche Armutsbedingungen 

auch in Deutschland entstehen 
würden, das in einer Neuauflage 
des Versailler Vertrags der letz-
te Zahlmeister für alle sein sollte. 
1923 ist noch zu gut im kollektiven 
Bewußtsein Deutschlands, als daß 
wir die Zeichen der Zeit und das 
cui bono nicht erkennen könnten: 
Mit der Hyperinflation wird die Be-
völkerung auf die brutalste Weise 
enteignet.

Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung DIW kommt 
in einer soeben veröffentlichten 
Studie zu dem Schluß, daß der von 
der Bundesregierung vorgeleg-
te Entwurf für ein sogenanntes 
„Trennbankensystem” ebenso we-
nig etwas entscheidendes bewirkt, 
wie alle anderen derzeit von offi-
ziellen Stellen in Europa diskutier-
ten Vorschläge. Der Regierungs-
entwurf z.B. mache es den Banken 
sehr einfach, Eigengeschäfte als 
„Market Making” umzudeklarie-
ren, und solange scheinbar ge-
trennte Banken immer noch in ei-
ner Holding Gesellschaft vereint 
seien, sei der Effekt dieses Geset-
zes bestenfalls marginal.

Warum schlägt das DIW dann 
aber nicht den einzigen Vorschlag 
vor, der wirklich etwas bewirkt, 
der wirklich die Einlagen der Spa-
rer und Konten der Realwirtschaft 
schützt und diese mit wirklichem 
Kredit für produktive Investitio-
nen versorgt? Die einzige Weise, 
wie eine unmittelbar drohende Ka-
tastrophe des globalen Finanzsy-
stems abgewendet werden kann, 
ist die umgehende Verabschie-
dung des originalen Glass-Stea-
gall-Trennbankengesetzes, wie es 
Roosevelt 1933 durchgesetzt hat 
und wie es derzeit dank der Mobi-
lisierung des LaRouche-Aktions-
komitees im US-Kongreß, im US-
Senat, sowie in den US-Landtagen 
und auf breiter Basis in der ame-
rikanischen Bevölkerung disku-
tiert wird. Wenn Glass-Steagall in 
den USA verabschiedet wird, wird 
dies die Lage weltweit quasi über 
Nacht verändern, und es wird in 

Europa gar nichts anderes übrig-
bleiben, als das gleiche zu tun.

Diesem unerläßlichen er-
sten Schritt muß dann ein zweiter, 
ebenso unerläßlicher folgen: die 
Errichtung eines wirklichen Kre-
ditsystems in der Tradition von 
Alexander Hamilton, das das ge-
naue Gegenteil von Monetarismus 
ist. Statt der jetzigen, sinnlosen Fi-
xierung auf Geld an sich wird das 
Kreditsystem dafür sorgen, daß 
die Realwirtschaft in Übereinstim-
mung mit den Gesetzen des sich 
anti-entropisch entwickelnden 
physischen Universums gebracht 
wird. Das heißt, es werden Kre-
ditlinien für die Investitionen zur 
Verfügung gestellt, die zu einem 
permanenten Anstieg in der Ener-
gieflußdichte des Produktionspro-
zesses führen und so dazu beitra-
gen, daß sich jede Generation auf 
einer qualitativ höheren Stufe ent-
wickeln und ihrer wirklichen Iden-
tität als einziger bisher bekannten, 
kreativen Gattung im Universum 
näher kommen kann.

Auf die Gefahr hin, daß die 
Monetaristen einen Herzinfarkt 
bekommen: Geld an sich wird in 
diesem Kreditsystem keine Rol-
le spielen, und Derivate braucht 
man schon gar nicht. Der Schlüs-
sel für die Organisation der physi-
schen Ökonomie der Zukunft liegt 
vielmehr in dem Verständnis, wie 
das Leben im Universum an sich 
organisiert ist und welchen Ge-
setzen die Entwicklung von niede-
ren zu höheren Erscheinungsfor-
men dieses Lebens unterliegt. Der 
Schlüssel liegt im Verständnis der 
menschlichen Kreativität als Wi-
derspiegelung der Gesetzmäßig-
keit des Universums.

Am 16. Juni 
1933 unter‑
schrieb Franklin 
Roosevelt den 
Glass‑Steagall 
„Banking Act.“ 
Links und rechts 
von ihm stehen 
der Senator 
Carter Glass 
und Kongress‑
abgeordnete 
Henry Steagall.


